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Allgemeine Einkaufsbedingungen der Munitec Vertriebs-GmbH (Stand Oktober 2022) 

1. Geltungsbereich, Form 

1.1 Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen („AEB“) gelten für alle Geschäftsbezie-

hungen mit Geschäftspartnern auf Lieferseite und Lieferanten („Lieferant“) der 

Munitec Vertriebs-GmbH („Wir“). Die AEB gelten nur, wenn der Lieferant Unter-

nehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öf-

fentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

1.2 Die AEB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/ oder die Liefe-

rung beweglicher Sachen („Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob der Lieferant die 

Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft (§§ 433, 650 BGB). Sofern 

nichts anderes vereinbart, gelten die AEB in der zum Zeitpunkt unserer Bestellung 

gültigen, jedenfalls aber in der dem Lieferanten zuletzt in Textform mitgeteilten 

Fassung, auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall 

wieder auf sie hinweisen müssten. 

1.3 Diese AEB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergän-

zende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Lieferanten werden nur dann und 

insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zuge-

stimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, auch dann, wenn 

wir in Kenntnis der AGB des Lieferanten dessen Lieferungen vorbehaltlos anneh-

men. 

1.4 Individuelle Vereinbarungen mit dem Lieferanten haben Vorrang vor diesen AEB. 

Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, 

ein schriftlicher Vertrag respektive unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 

1.5 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Lieferanten in Bezug auf den 

Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mahnung, Rücktritt) sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder 

Textform (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften 

bleiben unberührt. 

1.6 Es gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AEB nicht unmittel-

bar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

 

2. Vertragsschluss 

2.1 Unsere Bestellung ist frühestens mit schriftlicher Abgabe oder Bestätigung ver-

bindlich. Auf offensichtliche Irrtümer (z.B. Schreib- und Rechenfehler) und Unvoll-

ständigkeiten der Bestellung einschließlich der Bestellunterlagen hat uns der Lie-

ferant zum Zwecke der Korrektur oder Vervollständigung vor Annahme 

hinzuweisen. 

2.2 Soweit unsere Bestellungen nicht ausdrücklich eine Bindungsfrist enthalten, hal-

ten wir uns hieran zwei (2) Wochen nach deren Datum gebunden. 

 

3. Lieferzeit und Lieferverzug 

3.1 Die von uns in der Bestellung angegebenen Lieferfristen oder Lieferzeitpunkte 

sind bindend. Wenn weder Lieferfristen noch Lieferzeitpunkte in der Bestellung 

angegeben sind und auch nicht anderweitig vereinbart wurden, beträgt die Liefer-

frist zwei (2) Wochen ab Vertragsschluss. Der Lieferant ist verpflichtet, uns unver-

züglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, wenn er vereinbarte Lieferfristen oder 

Lieferzeitpunkte – aus welchen Gründen auch immer – voraussichtlich nicht ein-

halten kann. Bei Lieferungen vor Ablauf der vereinbarten Lieferfrist oder vor dem 

vereinbarten Lieferzeitpunkt behalten wir uns vor, die Ware auf Kosten des Liefe-

ranten zurückzusenden. 

3.2 Ist der Lieferant in Verzug, können wir – neben weitergehenden gesetzlichen 

Ansprüchen – pauschalierten Ersatz unseres Verzugsschadens i.H.v. 1% des 

Nettopreises pro vollendete Kalenderwoche verlangen, insgesamt jedoch nicht 

mehr als 5% des Nettopreises der verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt der 

Nachweis vorbehalten, dass ein höherer Schaden entstanden ist. Dem Lieferan-

ten bleibt der Nachweis vorbehalten, dass kein oder nur ein wesentlich geringe-

rer Schaden entstanden ist. 

 

4. Lieferung, Leistung, Gefahrübergang, Annahmeverzug 

4.1 Soweit nichts anderes vereinbart, haben alle Lieferungen DAP an den in der Be-

stellung genannten Bestimmungsort gemäß Incoterms 2020 zu erfolgen. Ist der 

Bestimmungsort nicht angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die Lie-

ferung an unseren Geschäftssitz in Hallbergmoos zu erfolgen. Der jeweilige Be-

stimmungsort ist auch der Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige Nach-

erfüllung (Bringschuld). 

4.2 Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum (Ausstellung und Ver-

sand), Inhalt der Lieferung (Artikelnummer und Anzahl) sowie unserer Bestellken-

nung (Datum und Nummer) beizulegen. Fehlt der Lieferschein oder ist er unvoll-

ständig, so haben wir hieraus resultierende Verzögerungen der Bearbeitung und 

Bezahlung nicht zu vertreten. Getrennt vom Lieferschein ist uns eine Versandan-

zeige mit gleichem Inhalt zuzusenden. 

4.3 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der 

Sache geht mit Übergabe am benannten Bestimmungsort auf uns über. Soweit 

eine Abnahme vereinbart ist, ist diese maßgeblich; es finden die Vorschriften des 

Werkvertragsrechts entsprechende Anwendung.  

4.4 Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

Der Lieferant muss uns seine Leistung aber auch dann ausdrücklich anbieten, 

wenn für eine Handlung oder Mitwirkung unsererseits (z.B. Beistellung von Mate-

rial) eine bestimmte oder bestimmbare Kalenderzeit vereinbart ist. Geraten wir in 

Annahmeverzug, so kann der Lieferant nach den gesetzlichen Vorschriften Ersatz 

seiner Mehraufwendungen verlangen (§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine vom 

Lieferanten herzustellende, unvertretbare Sache (Einzelanfertigung), so stehen 

dem Lieferanten weitergehende Rechte nur zu, wenn wir uns zur Mitwirkung ver-

pflichtet und das Unterbleiben der Mitwirkung zu vertreten haben. 

4.5 Änderungen in der Art oder Zusammensetzung des verarbeiteten Materials oder 

in der konstruktiven Ausführung gegenüber früheren gleichartigen Lieferungen 

sind uns vor Fertigungsbeginn vom Lieferanten anzuzeigen. Sie bedürfen unserer 

vorherigen schriftlichen Zustimmung. Änderungen und Berichtigungen im Leis-

tungsumfang und in der Ausführungsart, insbesondere solche, die von uns aus 

Gründen des technischen Fortschritts oder sicherheitsrelevanten Aspekten ge-

wünscht werden, hat der Lieferant ohne Aufpreis zu berücksichtigen, soweit dies 

für den Lieferanten zumutbar und ohne erhebliche zusätzliche Kosten durchge-

führt werden kann.  

4.6 Der Lieferant ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht berechtigt, 

die von ihm geschuldete Leistung durch Dritte erbringen zu lassen. Der Lieferant 

trägt das Beschaffungsrisiko für seine Leistungen. 

 

5. Preise und Zahlungsbedingungen 

5.1 Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Sofern nicht anders verein-

bart, verstehen sich alle Preise zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer. 

5.2 Wir zahlen innerhalb von vierzehn (14) Kalendertagen ab vollständiger Lieferung 

und Leistung (einschließlich einer ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang ei-

ner ordnungsgemäßen Rechnung mit 2% Skonto oder innerhalb von dreißig (30) 

Kalendertagen netto, soweit nicht individuell anders vereinbart. Bei Banküberwei-

sung ist die Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn unser Überweisungsauftrag vor Ab-

lauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht.  

5.3 Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Bei Zahlungsverzug liegt der Verzugszins 

fünf (5) Prozentpunkte über dem Basiszinssatz gem. § 247 BGB. 

5.4 Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen 

rechtskräftig festgestellter oder unbestrittener Gegenforderungen. 

 

6. Kündigung, Sistierung 

6.1 Unbeschadet der gesetzlichen Rücktritts- und Kündigungsrechte, sind wir zum 

Rücktritt oder zur Kündigung mit sofortiger Wirkung berechtigt, wenn der Lieferant 

seine Lieferung schuldhaft einstellt, sich seine finanzielle Situation soweit ver-

schlechtert, dass die Lieferung gefährdet ist, ein Insolvenzverfahren beantragt 

wurde oder er seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt. 

6.2 Wir sind berechtigt, vom Lieferanten zu jedem Zeitpunkt ohne sofortige Begrün-

dung, die vorübergehende Aussetzung (Sistierung) von Teilleistungen oder der 

gesamten Leistungserbringung zu verlangen. Die Gründe sowie die voraussicht-

liche Dauer der Aussetzung teilen wir dem Lieferanten nachträglich auf Anfrage 

mit. 

6.3 Im Falle einer Sistierung von mehr als drei (3) Monaten ist der Lieferant berech-

tigt, Ersatz der ihm aus der Verzögerung entstandenen Kosten, nicht jedoch ent-

gangenen Gewinn, zu verlangen. Für den Kostenersatz hat der Lieferant die aus 

der Verzögerung resultierenden Kosten darzulegen. 

 

7. Geheimhaltung und Eigentumsvorbehalt 

7.1 An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, Ausführungsanweisun-

gen, Produktbeschreibungen und sonstigen Unterlagen behalten wir uns Eigen-

tums- und Urheberrechte vor. Derartige Unterlagen sind ausschließlich für die 

vertragliche Leistung zu verwenden und nach Erledigung des Vertrags an uns 

zurückzugeben. Gegenüber Dritten sind die Unterlagen sowie sämtliche im Rah-

men der Bestellung zur Verfügung gestellte Informationen geheim zu halten. Die 

Geheimhaltungsverpflichtung erlischt erst, wenn und soweit das in den überlas-

senen Unterlagen enthaltene Wissen oder die Informationen allgemein bekannt 

geworden sind. Der Lieferant hat etwaige Dritte, die er mit unserer Zustimmung 

zur Leistungserbringung einsetzt, wenigstens in gleichem Umfang zur Geheim-

haltung zu verpflichten.  
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7.2 Vorstehende Bestimmung gilt entsprechend für Materialien (z.B. Fertig- und Halb-

fertigprodukte) sowie für Werkzeuge, Vorlagen, Muster und sonstige Gegen-

stände, die wir dem Lieferanten zur Herstellung beistellen. Der Lieferant hat der-

artige Gegenstände bis zur Verarbeitung auf seine Kosten gesondert und als 

unser Eigentum kenntlich gemacht zu verwahren und in angemessenem Umfang 

gegen Zerstörung und Verlust, jedenfalls aber gegen Feuer-, Wasser- und Dieb-

stahlschäden, zu versichern. 

7.3 Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne Rücksicht auf die 

Zahlung des Preises zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein durch die 

Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot des Lieferanten auf Übereignung an, er-

lischt der Eigentumsvorbehalt des Lieferanten spätestens mit Kaufpreiszahlung 

für die gelieferte Ware. Wir bleiben im ordnungsgemäßen Geschäftsgang zur 

Weiterveräußerung der Ware ermächtigt. Ausgeschlossen sind damit jedenfalls 

alle sonstigen Formen des Eigentumsvorbehalts, insbesondere der verlängerte, 

der erweiterte, der weitergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung verlängerte 

Eigentumsvorbehalt. 

 

8. Mangelhafte Lieferung 

8.1 Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware und bei sonstigen 

Pflichtverletzungen durch den Lieferanten gelten die gesetzlichen Vorschriften, 

soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

8.2 Als Vereinbarung über die Beschaffenheit der Ware gelten jedenfalls diejenigen 

Produktbeschreibungen, die – insbesondere durch Bezeichnung oder Bezug-

nahme in unserer Bestellung – Gegenstand des jeweiligen Vertrages sind oder in 

gleicher Weise wie diese AEB in den Vertrag einbezogen wurden. Der Ursprung 

der Produktbeschreibung ist dabei unerheblich. 

8.3 Der Lieferant hat alle jeweils für ihn maßgeblichen Gesetze, Regelungen, Vor-

schriften und Verordnungen (insbesondere in Bezug auf faire Arbeitsbedingun-

gen, Chancengleichheit und die Einhaltung von Umwelt- und Umweltschutzanfor-

derungen) jederzeit zu beachten. Der Lieferant wird sicherstellen, dass die von 

ihm gelieferte Ware allen maßgeblichen Anforderungen an das Inverkehrbringen 

in der Europäischen Union und im Europäischen Wirtschaftsraum genügt. Er hat 

uns die Konformität auf Verlangen durch Vorlage geeigneter Dokumente nachzu-

weisen. Der Lieferant wird zumutbare Anstrengungen unternehmen, um die Ein-

haltung der in dieser Ziffer 8.3 enthaltenen, den Lieferant treffenden Verpflichtun-

gen durch seine Unterlieferanten sicherzustellen.  

8.4 Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Mängelansprüche uneinge-

schränkt auch dann zu, wenn uns der Mangel bei Vertragsschluss infolge grober 

Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 

8.5 Für die Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen Vorschriften 

(§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Unsere Untersuchungspflicht be-

schränkt sich auf Mängel, die bei unserer Eingangskontrolle unter äußerlicher Be-

gutachtung einschließlich der Lieferpapiere offen zu Tage treten (z.B. Transport-

beschädigung, Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer Qualitätskontrolle 

im Stichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, be-

steht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine 

Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach ord-

nungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rügepflicht für später ent-

deckte Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Untersuchungspflicht gilt 

unsere Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls dann als unverzüglich und rechtzeitig, 

wenn sie innerhalb von fünf (5) Arbeitstagen ab Entdeckung abgesendet wird. 

8.6 Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der er-

neute Einbau, sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck  

gemäß in eine andere Sache eingebaut oder an eine andere Sache angebracht 

wurde; unser gesetzlicher Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendungen 

bleibt unberührt. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 

Aufwendungen trägt der Lieferant auch dann, wenn sich herausstellt, dass tat-

sächlich kein Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem 

Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch nur, 

wenn wir erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vor-

lag.  

8.7 Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in Ziffer 8.6 gilt: 

Ist die Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels oder 

durch Lieferung einer mangelfreien Sache – durch den Lieferant fehlgeschlagen 

oder für uns unzumutbar (z.B. wegen besonderer Dringlichkeit oder drohendem 

Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner Fristsetzung; von derarti-

gen Umständen werden wir den Lieferant unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, 

unterrichten. 

 

9. Lieferantenregress 

9.1 Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche innerhalb einer Lieferkette 

(Lieferantenregress gemäß §§ 445a, 445b, 478 BGB) stehen uns neben den 

Mängelansprüchen uneingeschränkt zu.  

9.2 Bevor wir einen geltend gemachten Mangelanspruch anerkennen oder erfüllen, 

werden wir den Lieferanten benachrichtigen und unter kurzer Darlegung des 

Sachverhalts um schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt keine substantiierte 

Stellungnahme innerhalb angemessener Frist und wird auch keine einvernehmli-

che Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte Mangelan-

spruch als unserem Abnehmer geschuldet. Dem Lieferanten obliegt in diesem 

Fall der Gegenbeweis. 

9.3 Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die mangel-

hafte Ware durch uns oder einen anderen Unternehmer, z.B. durch Einbau in 

ein anderes Produkt, weiterverarbeitet wurde. 

 

10. Produzentenhaftung 

10.1 Ist der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich, stellt er uns von An-

sprüchen Dritter frei, soweit die Ursache in seinem Herrschafts- und Organisati-

onsbereich gesetzt ist und er im Außenverhältnis selbst haftet. 

10.2 Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Lieferant Aufwendungen 

gem. §§ 683, 670 BGB oder gem. §§ 830, 840, 426 BGB zu erstatten, die sich 

aus oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter einschließlich 

von uns durchgeführter Rückrufaktionen ergeben. Über Inhalt und Umfang von 

Rückrufmaßnahmen werden wir den Lieferant – soweit möglich und zumutbar – 

unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Weitergehende ge-

setzliche Ansprüche bleiben unberührt. 

10.3 Der Lieferant hat eine angemessene Produkthaftpflichtversicherung abzuschlie-

ßen und zu unterhalten. Der Lieferant wird uns auf Verlangen jederzeit eine Ko-

pie der Haftpflichtpolice zur Verfügung stellen. 

 

11. Verjährung 

11.1 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist 

für Mängelansprüche 3 Jahre ab Gefahrübergang. Soweit eine Abnahme verein-

bart ist, beginnt die Verjährung mit dieser. Die 3-jährige Verjährungsfrist gilt auch 

für Ansprüche aus Rechtsmängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für 

dingliche Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; 

Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in keinem Fall, solange 

der Dritte das Recht – insbesondere mangels Verjährung – noch gegen uns gel-

tend machen kann. 

11.2 Im Übrigen verjähren die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien, ins-

besondere außervertragliche Schadensersatzansprüche, nach Gesetz. 

 

12. Schutzrechte 

12.1 Der Lieferant steht nach Maßgabe der Ziffer 12.2 dafür ein, dass durch von ihm 

gelieferte Ware keine Schutzrechte Dritter in Ländern der Europäischen Union, 

den USA, der Volksrepublik China, der Republik China (Taiwan) sowie anderen 

Ländern, in denen er die Ware herstellt oder herstellen lässt, verletzt werden. 

Gleiches gilt für ein Land, in das die Lieferung endgültig verbracht werden soll, 

soweit dieses Land dem Lieferanten vor Vertragsabschluss mitgeteilt wurde. 

12.2 Der Lieferant ist verpflichtet, uns von allen Ansprüchen freizustellen, die Dritte 

gegen uns wegen der in Ziffer 12.1 genannten Verletzung erheben, und uns alle 

notwendigen Aufwendungen im Zusammenhang mit dieser Inanspruchnahme zu 

erstatten. Dies gilt nicht, soweit der Lieferant nachweist, dass er die Schutzrechts-

verletzung weder zu vertreten hat noch bei Anwendung kaufmännischer Sorgfalt 

zum Zeitpunkt der Lieferung hätte kennen müssen. Unsere weitergehenden ge-

setzlichen Ansprüche wegen Rechtsmängeln der an uns gelieferten Ware bleiben 

unberührt. 

12.3 Das Eigentum sowie die Rechte an allen Designs, Zeichnungen, Berechnungen, 

Spezifikationen, Datenblättern und sonstigen Dokumenten, die auftragsgemäß 

durch den Lieferanten für uns erstellt werden, gehen unabhängig von der Form 

auf uns über. Der Lieferant verpflichtet sich sicherzustellen, dass alle Urheber- 

und Leistungsschutzrechte an derartigen Dokumenten auf uns übertragen wer-

den. Soweit eine Übertragung rechtlich nicht möglich ist, räumt der Lieferant uns 

hiermit das ausschließliche und räumlich, zeitlich und inhaltlich unbeschränkte 

Nutzungsrecht an den vorgenannten Rechten ein.  

 

13. Rechtswahl und Gerichtsstand 

13.1 Für diese AEB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Lieferanten gilt 

das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. 

13.2 Ausschließlicher – auch internationaler – Gerichtsstand für alle sich aus dem Ver-

tragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten ist München. Wir sind berechtigt, Klage 

am Erfüllungsort oder am allgemeinen Gerichtsstand des Lieferanten zu erheben. 

Vorrangige gesetzliche Vorschriften bleiben unberührt. 


